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Der DIID Monitor Online-Parti zipati on NRW
stellt den ersten systemati schen und umfas-
senden Überblick zur Online-Bürgerbeteili-
gung auf der kommunalen Ebene in 
Nordrhein-Westf alen dar und ist damit 
bisher einzigarti g für Deutschland. Er basiert 
auf einer wissenschaft lichen Erhebung aller 
bisher durchgeführten Verfahren zur 
Online-Bürgerbeteiligung in den 396 Städten 
und Gemeinden in Nordrhein-Westf alen 
(Stand März 2016).

Der Monitor zeigt, dass rund ein Dritt el aller
Kommunen bereits Erfahrung mit Online-
Parti zipati on gemacht hat und dass sich das 
Phänomen nicht nur auf Großstädte 
beschränkt.
Bisheriger Schwerpunkt bei den eingesetz-
ten Verfahren waren die sogenannten 
Bürgerhaushalte, für die letzten Jahre kann 
aber eine steigende Diversität der Einsatzbe-
reiche von Online-Parti zipati on beobachtet 
werden.

ABSTRACT

Die Autoren sind Kollegiati nnen und Kollegia-
ten des NRW-Fortschritt skollegs Online-Par-
ti zipati on, das Teil des Düsseldorfer Insti tuts 
für Internet und Demokrati e (DIID) der 
Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf ist. 

Das NRW-Fortschritt skolleg Online-Parti zipa-
ti on ist ein vom Land Nordrhein-Westf alen 
gefördertes Graduiertenkolleg, in dem 
Wissenschaft lerinnen und Wissenschaft ler 
aus verschiedenen Disziplinen gemeinsam 
mit Partnern aus der Praxis zusammen-
arbeiten, um Online-Parti zipati on zu erfor-
schen. Ziel des Fortschritt skollegs ist es, die 
Möglichkeiten des Internets zur Beteiligung 
von Betroff enen an für sie relevanten 
Entscheidungen zu untersuchen. 
Mehr unter: www.fortschritt skolleg.de
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Der DIID-Monitor 

Mit dem DIID Monitor Online-Partizipation der 
Heinrich-Heine-Universität in Düsseldorf wird 
erstmals eine umfassende und flächendeckende 
Erhebung der E-Partizipationsverfahren für eine 
politische Einheit, die kommunale Ebene des be-
völkerungsreichsten Bundeslandes Nordrhein- 
Westfalen, vorgestellt. 

Auf der lokalen Ebene hat die Partizipation der 
Bürgerinnen und Bürger schon lange einen beson-
deren Stellenwert (Klages und Vetter 2013). Die 
Städte, Gemeinden und Kreise haben sich „in den 
letzten Jahrzehnten zu Laboratorien der Bürger-
beteiligung entwickelt“, wie der Deutsche Städte-
tag 2013 feststellte. Insbesondere hier hat auch 
der Einsatz des Internets zur Beteiligung der Bür-
gerinnen und Bürger mittlerweile an Bedeutung 
gewonnen (s. u.a. Kubicek et al. 2011). 

Über sogenannte „Mängelmelder“ können Bür- 
gerinnen und Bürger z. B. defekte Radwege online 
an die Verwaltung melden; sie können im Rahmen 
von „Bürgerhaushalten“ Vorschläge zur Haus-
haltsplanung auf Online-Plattformen diskutieren 
und bewerten, die dann an den Rat weitergeleitet 
werden, oder sich an der Gestaltung von Leitlinien 
und Plänen im Internet beteiligen – um nur ein 
paar Beispiele zu nennen, wie E-Partizipation in 
Kommunen eingesetzt wird. Diese Angebote  
gehen über eine bloße Information oder Service-
leistung für die Bürgerinnen und Bürger hinaus, 
denn sie erlauben und erfordern ihre aktive Teil-
nahme in Form von Kommentaren, Beiträgen,  
Ideen und Bewertungen. 

Gemeinsam ist den angeführten Beispielen für 
E-Partizipation, dass sie von Verwaltung und Poli-
tik initiiert wurden und auf die Mitwirkung der 
Bürgerinnen und Bürger an politischen und admi-
nistrativen Entscheidungsprozessen abzielen. 
 
 

E-Partizipationsverfahren sind dabei allerdings 
rechtlich unverbindlich. Diese Form der unver-
bindlichen, aktiven internetgestützten Partizipati-
on der Bürgerinnen und Bürger steht im Mittel-
punkt des DIID Monitors Online-Partizipation.

Ziele der Erhebung und Datenbasis

Bislang hat sich die Forschung zu E-Partizipation 
vor allem einzelnen Städten bzw. Verfahren als 
Fallstudien oder ganz bestimmten Formaten wie 
etwa den Bürgerhaushalten gewidmet (s. z.B. Gei-
ßel et al. 2015; Kubicek et al. 2011; Weber et al. 
2015). Einen umfassenden Überblick darüber, wie 
viele Kommunen für welche Verfahren und Ange-
bote tatsächlich Online-Kanäle zur Bürgerbeteili-
gung einsetzen, gab es dagegen bisher nicht. 
Während qualitative Fallstudien Fragen nach spe-
zifischen Rahmenbedingungen und Wirkungen 
von E-Partizipation zu einem bestimmten Zeit-
punkt und Kontext beantworten können, dienen 
quantitative Erhebungen dazu, die Bandbreite 
und die zeitliche Entwicklung von Verfahren abzu-
bilden. Erst mit solchen quantifizierenden Daten 
lassen sich einzelne Projekte einordnen und Ent-
wicklungen vergleichen. Sie können außerdem 
dazu dienen, besonders interessante oder häufig 
vorkommende Verfahren zu identifizieren, die 
dann für tiefergehende Analysen herangezogen 
werden können. 

Das übergeordnete wissenschaftliche Ziel der Un-
tersuchung war vor diesem Hintergrund die syste-
matische Vollerhebung aller Online-Beteiligungs-
verfahren in den Städten, Gemeinden und Kreisen 
in Nordrhein-Westfalen, die bisher durchgeführt 
wurden (Stand März 2016), um die Verbreitung 
von E-Partizipation zu erfassen und Trends auf- 
decken zu können. Dafür wurde im November 
2015 ein standardisierter Fragebogen an alle 
Kommunen in NRW verschickt. Die so gesammel-
ten Informationen wurden durch eine Internet- 
und Telefonrecherche ergänzt. Die Daten basieren 
damit zum größten Teil auf den Selbstauskünften 
durch die befragten Verwaltungen. Es haben sich 
insgesamt über 90 Prozent der 396 Städte und 
Gemeinden in NRW an der Umfrage beteiligt.
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Der Monitor dient neben der wissenschaftlichen 
Erforschung von E-Partizipation auch einer Ver-
netzung der Kommunen und ermöglicht einen Er-
fahrungsaustausch durch die Bereitstellung eines 
Kontaktnetzwerkes von Ansprechpartnern in den 
Kommunen. Nicht zuletzt bietet die Übersicht für 
alle interessierten Bürgerinnen und Bürger Infor-
mationen, wo und wie sie sich vor Ort über das 
Internet einbringen können. 
Unter www.monitor-online-partizipation.de kann 
daher jeder Interessierte auf der interaktiven  
Beteiligungskarte Kommunen und Projekte nach-
schlagen.

Wie verbreitet ist E-Partizipation

Die Auswertung zeigt: Insgesamt hat rund ein 
Drittel aller Kommunen in Nordrhein-Westfalen 
bereits Erfahrung mit Online-Bürgerbeteiligung. 
Bei den Großstädten sind es sogar drei Viertel.
Aber auch etwa jede fünfte kleinere Stadt oder 
Gemeinde setzt das Internet für Bürgerbeteili-
gung ein. Von den Mittelstädten sind es etwas we-
niger als die Hälfte (s. Schaubild 1). 
Was den Erfahrungsgrad dieser insgesamt 130 
Städte und Gemeinden betrifft, bewegt sich die 
Spanne von bisher einem Verfahren bis hin zu 
zwölf bereits durchgeführten E-Partizipationsver-
fahren. Rund die Hälfte der Städte und Gemein-
den, die Erfahrung mit Online-Bürgerbeteiligung 
haben, können einen mittleren Erfahrungsgrad 

vorweisen: Sie haben bislang zwischen zwei und 
vier Beteiligungsverfahren über das Internet 
durchgeführt. Eine kleine Gruppe von acht Kom-
munen hat sogar schon mehr als sieben Verfahren 
eingesetzt.

Zwecke und Bereiche von E-Partizipation

Bisher dominierten eindeutig die sogenannten 
„Bürgerhaushalte“: Ein Drittel der knapp 342 Ver-
fahren in NRW, zu denen durch die Umfrage wei-
tere Informationen vorliegen, fand zum Haushalt 
statt (s. Schaubild 2). Allerdings lässt sich auf 
Grundlage der Erhebung beobachten, dass die 
Anzahl der Bürgerhaushalte seit 2012/2013 wie-
der sinkt. Gleichzeitig gibt es neben den Bürger-
haushalten eine ganze Bandbreite weiterer  
E-Partizipationsverfahren, z.B. in der Stadtent- 
wicklungs- und Bauleitplanung, der Jugendbeteili-
gung oder im Klimaschutz. Es zeichnet sich eine 
steigende Diversität an Verfahren in den letzten 
Jahren ab. Das am häufigsten von den Verwaltun-
gen genannte Ziel der E-Partizipationsverfahren 
ist jedoch über alle Verfahrensarten und den Zeit-
verlauf hinweg das Sammeln von Vorschlägen und 
Ideen der Bürgerinnen und Bürgern – bei knapp 
80 Prozent aller Verfahren wurde dieses Ziel ange-
geben. Erst mit einigem Abstand folgen die Ziele 

„Meinungsbild abfragen“ und „Bürger informie-
ren“, die bei jeweils etwa der Hälfte der E-Partizi-
pationsverfahren von den Verwaltungen angege-
ben wurden. Bei zwei Dritteln der Verfahren 
konnten sich die Bürgerinnen und Bürger übrigens 
nicht nur über das Internet beteiligen, sondern 
crossmedial, z.B. auch im Rahmen von Diskussi-
onsveranstaltungen vor Ort. Es scheint in den Ver-
waltungen ein Bewusstsein dafür zu bestehen, 
dass man mit E-Partizipationsangeboten häufig 
nur einen bestimmten Teil der Bürgerinnen und 
Bürger erreicht und für die Mobilisierung breiter 
Bevölkerungsgruppen eine Einbettung in weitere 
Formate sinnvoll ist.

 

Schaubild 1: Erfahrungen mit Online-Partizipation

Schaubild 2: Bereiche von E-Partizipation 
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Wie geht es weiter?

Mit dem DIID Monitor Online-Partizipation in 
NRW ist eine erste systematische Grundlage für 
die tiefergehende Erforschung der Potenziale und 
Risiken neuer Beteiligungsformen für die Bürger-
gesellschaft sowie die praktische Weiterentwick-
lung von E-Partizipation gelegt. Ziel des Düssel-
dorfer Instituts für Internet und Demokratie (DIID) 
ist eine regelmäßige Wiederholung sowie eine 
Ausweitung des Monitors auf andere Bundeslän-
der, um Trends zu erfassen und Vergleiche zu er-
möglichen. Gleichzeitig untersucht das DIID im 
Rahmen von Evaluati-onsstudien, Einwohnerbe-
fragungen und vergleichenden Prozessanalysen 
Fragen nach den Erfolgsbedingungen und Ent-
wicklungsmöglichkeiten von E-Partizipation an-
hand konkreter Projekte im kommunalen Kontext.
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